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Anlage Nr. 1 
 
STADT LENNESTADT   Lennestadt, 04.12.2017 
Der Bürgermeister  
Bereich Planung 
Az.: 61 33 00/Nr. 157 
 

Bauleitplanung; 
31. Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes Stadt Lennestadt Nr. 157 Melbecke „Quinkenhof“  
 
hier: Auswertung der Anregungen im Rahmen der Beteiligung der berührten Behörden nach § 

4 Absatz 2 (BauGB) 
 

 
Anregungen 

 

 
Stellungnahmen 

Kreis Olpe mit Schreiben vom 
12.10.2017 (siehe Anlage 2.1) sowie 
vom 11.10.2017 (siehe Anlage 2.2) 
 
Landschaftsrecht (im Schreiben vom 
12.10.2017) 
Gegen die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 157 "Quinkenhof' bestehen 
nach derzeitigem Planungsstand keine 
grundsätzlichen Bedenken.  
 
Tatbestandsmäßig ermöglicht die geplan-
te Aufstellung des Bebauungsplans einen 
bisher nicht zulässigen baulichen Eingriff 
in Natur und Landschaft (§ 14 BNatSchG 
i. V. mit§ 30 LNatSchG NRW). Gemäß § 
18 (1) BNatSchG ist jedoch über die Ver-
meidung, den Ausgleich und den Ersatz 
nach den Vorschriften des BauGB zu ent-
scheiden. 
 
Die im Umweltbericht aufgeführten Maß-
nahmen zur Vermeidung und zur Vermin-
derung von Umweltauswirkungen sind 
einzuhalten.  
 
Die Eingriffsbilanzierung des durch den 
Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffs, ist 
mittels eines anerkannten Verfahrens 
vorzunehmen und dem Umweltbericht 
beizufügen. Es sind entsprechende Kom-
pensationsmaßnahmen dem Eingriff zu-
zuordnen.  
 
Eine abschließende Beurteilung kann erst 
nach Vervollständigung der Unterlagen 
erfolgen. 
 
Landschaftsrecht (im Schreiben vom 
11.10.2017) 

 
 
 
 
Zur Stellungnahme zum Landschaftsrecht 
erfolgte eine fernmündliche Abstimmung 
mit dem Kreis. Im Ergebnis handelt es 
sich bei der Stellungnahme vom 
12.10.2017 um einen Daten-
Verarbeitungsfehler. Zum Thema sind die 
unten aufgeführten Aspekte aus der Ori-
ginal-Stellungnahme (vom 11.10.2017) 
des Fachamtes zu berücksichtigen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 2 

Gegen die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 157 „Quinkenhof“ bestehen 
nach derzeitigem Planungsstand keine 
Bedenken.  
 
Tatbestandsmäßig ermöglicht die geplan-
te Aufstellung des Bebauungsplans einen 
bisher nicht zulässigen baulichen Eingriff 
in Natur und Landschaft (§ 14 BNatSchG 
i. V. mit § 30 LNatSchG NRW). Gemäß § 
18 (1) BNatSchG ist jedoch über die Ver-
meidung, den Ausgleich und den Ersatz 
nach den Vorschriften des BauGB zu ent-
scheiden. 
 
Die vorgelegte Eingriffsbilanzierung ist 
schlüssig. 
 
Das Ausgleichserfordernis von 2.926 Bio-
topwertpunkten wird auf einer externen 
Ausgleichsfläche (Gemarkung Elspe, Fl. 
3, Flst. 78) sichergestellt. 
 
Die im Umweltbericht aufgeführten Maß-
nahmen zur Vermeidung und zur Vermin-
derung von Umweltauswirkungen sind 
einzuhalten. 
 

Die im Umweltbericht aufgeführten Maß-
nahmen zur Vermeidung und zur Ver-
minderung von Umweltauswirkungen 
wurden überwiegend bereits ausgeführt. 
In den Festsetzungen des Bebauungs-
planes ist zudem eine Ausgleichsmaß-
nahme für den nördlichen Bauabschnitt 
zu berücksichtigten, die im Rahmen der 
Baugenehmigung zu dem entsprechen-
den Baukörper nachzuweisen ist.  
 
 
Beschluss: 
Den Anregungen wird somit Rechnung 
getragen. 
 
Beratungsergebnis: 
 

Bezirksregierung Arnsberg mit Schrei-
ben vom 19.10.2017 (siehe Anlage 2.3) 
zur 31. Änderung des Flächennut-
zungsplanes 
 
1. die o. g. Planungsabsicht ist gem. § 34 
V LPIG NRW mit den Erfordernissen 
der Raumordnung vereinbar. 
 
2. Hinweise für das weitere Genehmi-
gungsverfahren nach BauGB 
Unabhängig von der landesplanerischen 
Beurteilung weist die höhere Verwal-
tungsbehörde (Dezernat 35- Städtebau, 
Bauaufsicht) dringend darauf hin, dass für 
die Genehmigung noch folgende Aspekte 
in den 
Planungsunterlagen zu ergänzen sind: 
 
2.1 In Begründung und Umweltbericht der 
Flächennutzungsplanänderung sind Aus-
sagen zum Klimaschutz erforderlich. 
 
2.2 Sowohl für die vorbereitende als auch 
für die verbindliche Bauleitplanung ist ein 
Umweltbericht zu erstellen. Es ist möglich 
einen gemeinsamen Umweltbericht für 
beide Bauleitpläne zu erstellen. Es ist 
jedoch nicht möglich, einen Umweltbericht 
für den Bebauungsplan zu erstellen und 

 
 
 
 
 
Zu 1. und 3.:  
Die vorzunehmenden Änderungen betref-
fen die Begründungen zur 31. Änderung 
der Darstellung des Flächennutzungspla-
nes sowie zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 157 Melbecke „Quinken-
hof“ sowie den Umweltbericht zu den 
Bauleitplanverfahren. Dabei werden klar-
stellende inhaltliche Ergänzungen vorge-
nommen, die sich in keiner Weise auf die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes 
oder die Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes auswirken.  
 
Zu 2.:  
Die aufgeführten Belange werden zur 
Schlussfassung der Bauleitplanverfahren 
berücksichtigt.  
 
Zu 2.1: In den Begründungen zu den 
Bauleitplänen sowie im Umweltbericht zu 
den Bauleitplänen wird folgende Aussage 
zum Klimaschutz ergänzt: „Aufgrund der 
geringen Flächengröße sind keine Aus-
wirkungen auf das Klima zu erwarten.“ 
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diesen auch für den Flächennutzungsplan 
zu verwenden. Da der vorgelegte Um-
weltbericht nicht auf die Inhalte des Flä-
chennutzungsplanes eingeht, sind zwin-
gend Aussagen zu den Inhalten des Flä-
chennutzungsplanes zu ergänzen. 
 
2.3 Die Begründung zur 31. Änderung des 
Flächennutzungsplanes entspricht nicht 
den Vorgaben des § 2a BauGB. In der 
Begründung sind die Ziele, Zwecke und 
wesentlichen Auswirkungen des Bauleit-
plans darzulegen. Im vorliegenden Um-
weltbericht wird beschrieben, dass "der 
Quinkenhof selbst mit verschiedenen Tie-
ren, lslandpferden, Shetlandponys und 
Reitschule vielfältige Möglichkeiten für 
Familienurlaub, insbesondere Reiturlaub 
(Wander- und Tagesritte) und Reitfreizei-
ten bietet. Daneben gibt es eine Partyten-
ne, die für Feste und Feiern genutzt wer-
den kann. Das Übernachtungsangebot 
besteht aus 10 Ferienwohnungen von 30 
bis 130m2." In der Begründung sind Aus-
sagen zu den Auswirkungen dieser Nut-
zungen, insbesondere auch der Partyten-
ne, auf den Verkehr und die Immissions-
belastung allgemein zu ergänzen.  
 
3. Die vorstehende Entscheidung bezieht 
sich nur auf das Verfahren nach § 34 
LPIG. Andere Entscheidungen des Hau-
ses nach anderen gesetzlichen Vorschrif-
ten bleiben hiervon unberührt. Wird der 
Entwurf des Bauleitplanes nach dem Ver-
fahren nach § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 2 
BauGB geändert, so ist die Planungsab-
sicht der Regionalplanungsbehörde er-
neut gemäß§ 34 V LPIG NRW vorzule-
gen. 
  

Zu 2.2:  
Aussagen zum Flächennutzungsplan 
werden im Umweltbericht ergänzt.  
 
Zu 2.3:  
Die Begründung sowie der Umweltbericht 
werden um Aussagen zur Erschließung 
sowie zum Immissionsschutz entspre-
chend der Ausführungen der Begründung 
zum Bebauungsplan ergänzt. Demnach 
sind durch das Vorhaben keine Auswir-
kungen auf die Erschließungssituation zu 
erwarten und immissionsschutzrechtliche 
Belange sind im Falle einer Ergänzung 
entsprechender Nutzungen im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens zu lö-
sen.  
 
Beschluss: 
Den Anregungen wird somit ausreichend 
Rechnung getragen. 
 
Beratungsergebnis: 
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Anlage Nr. 2.1 
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Anlage 2.2
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Anlage 2.3 
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